
Droht dem niedergelas-
senen Facharzt das Aus? Hat
die freiberufliche fachärzt-
liche Arbeit angesichts des
permanenten Spardrucks im
Gesundheitswesen über-
haupt noch eine Zukunft,
oder droht eine „Hollandi-
sierung“ des deutschen Sys-
tems? Mit solchen Fragen
beschäftigte sich der 10.
Deutsche Fachärztetag, zu
dem Dr. Michael Hammer
für die Gemeinschaft fach-
ärztlicher Berufsverbände
Nordrhein (GFB) und Dr.
Axel Munte für den
Bundesverband Niederge-
lassener Fachärzte (BNF)
kürzlich nach Köln eingela-
den hatten.

Es ist ein erklärtes Ziel
der Regierungskoalition,die
hausärztliche Versorgung zu
stärken.Aus Sicht der Fach-
ärzte war es daher immerhin
beruhigend,dass den direk-
ten Zugang des Patienten
zum Facharzt niemand
ernsthaft in Frage stellte –
weder Politiker wie Staats-
sekretär Dr. Klaus Theo
Schröder vom Bundesminis-
terium für Gesundheit und
Soziale Sicherung noch
Krankenkassenvertreter wie
Wilfried Jacobs, Vorstands-
vorsitzender der AOK
Rheinland oder Herbert
Rebscher, Vorstandsvorsit-
zender des Ersatzkassen-
verbandes VdAK/AEV.

Im Gegenteil: „Die fach-
ärztliche Versorgung hat Zu-
kunft“, sagte Jacobs. Es sei
möglich, die hausärztliche
Versorgung zu stärken, oh-
ne den Fachärzten die
Grundlage zu entziehen.Die
Zusammenarbeit von Haus-
ärzten und Fachärzten müs-
se „patienten- und ablauf-

orientiert“ gestaltet werden.
Darüber hinaus seien ko-
operative Formen der Zu-
sammenarbeit von nieder-
gelassenen Fachärzten und
Kliniken ins Auge zu fassen.
So könnten „kostentrei-
bende Doppelstrukturen“ –
etwa durch die gemeinsame
Nutzung von Geräten – ein-
gespart werden.

Der Präsident der
Bundesärztekammer und
der Ärztekammer Nord-
rhein, Professor Dr. Jörg-
Dietrich Hoppe, plädierte
für eine personell inte-
grierte ärztliche Versorgung
in der hochspezialisierten
Medizin. Niedergelassene
Fachärzte werden nach die-
sem Modell vielfach kran-
kenhaus-assoziiert arbei-
ten. Nach Hoppes Vorstel-
lung müssen diese Fach-
ärzte aber keineswegs An-
gestellte der Klinik sein,
sondern können – auf der
Basis eines Vertrages mit
der Klinik – als Freiberuf-
ler ambulant und stationär
arbeiten.

Einer institutionellen
Öffnung der Krankenhäu-
ser für die ambulante ärzt-
liche Versorgung erteilt die
Ärzteschaft unisono eine
Absage,wie der Vorsitzen-
de des Hausärzteverban-
des, Professor Dr. Klaus-
Dieter Kossow, deutlich
machte: „In diesem Punkt
ist ihnen die Solidarität der
Hausärzte sicher“, ver-
sprach er den Fachärzten.
Denn wenn freiberufliche
Fachärzte mit Kliniken
konkurrieren müssten, de-
ren Investitionen der Staat
trägt,handele es sich um ei-
nen „sozialistischen Wett-
bewerb“. uma
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Hat der niedergelassene Facharzt
überhaupt noch eine Zukunft?

Einen gesundheitspoliti-
schen Schlagabtausch lie-
ferten sich Ende November
im Plenum des Düsseldorfer
Landtages NRW-Gesund-
heits- und Sozialministerin
Birgit Fischer (SPD) und der
neue sozialpolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion,Ru-
dolf Henke. Fischer vertei-
digte das „Beitragssatzsi-
cherungsgesetz“ der Berli-
ner Regierungskoalition
und die darin festgeschrie-
bene Nullrunde für Arzt-
praxen und Kliniken.

LANDTAG NRW

Gesundheitspolitischer 
Schlagabtausch zwischen 
Birgit Fischer und Rudolf Henke

an den Interessen der Pa-
tientinnen und Patienten so-
wie der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer. Die
„Verwerfungen im System“
müssten beseitigt werden,
etwa durch die Etablierung
einer integrierten Versor-
gung.

Rudolf Henke dagegen
geißelte die Gesetze der
Berliner Koalition als „un-
verschämte Zumutung für
Patienten und Leistungs-
erbringer“.Von diesen wür-
den erhebliche Einschrän-
kungen verlangt, anderer-
seits würden die „abge-
pressten Finanzmittel“ zur
Finanzierung anderer
Haushalte verwendet.Null-
runden für Ärzte, und
Krankenhäuser, Zwangs-
rabatte für Apotheker,
pharmazeutische Herstel-
ler und den Großhandel so-
wie willkürliche Preisab-
senkungen bei Zahntech-
nikern gefährdeten zahl-
reiche wirtschaftliche Exis-
tenzen und stellten einen
„dreisten Eingriff in das
System der Selbstverwal-
tung“ dar.Die Situation der
mittelständischen Berufe
werde sich weiter ver-
schlechtern.

Dabei sei das Gesund-
heitswesen in Nordrhein-
Westfalen mit rund einer
Million Beschäftigten,was
etwa zwölf Prozent aller Er-
werbstätigen entspricht,zur
größten Wirtschaftsbran-
che aufgestiegen.Nun wür-
den Tausende von Arbeits-
plätzen vernichtet. Henke
forderte die Ministerin auf,
die Gesetzesvorhaben im
Bundesrat zu stoppen.

uma

Ministerin Birgit Fischer
und der sozialpolitische
Sprecher der CDU-Frak-
tion, Rudolf Henke, liefer-
ten sich im Landesparla-
ment ein Rededuell.
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Es handele sich um eine
„Erste-Hilfe-Aktion“, die
den Weg für notwendige Re-
formen ebnen solle. Bisher
hätten die „wirtschaftlichen
Eigeninteressen der Leis-
tungserbringer“ jeden Re-
formversuch im Gesund-
heitswesen blockiert, sagte
Fischer. Nun gelte es, „end-
lich die Einzelinteressen zu
überwinden und die Inter-
essen der Patientinnen und
Patienten in den Vorder-
grund zu stellen“,so die Mi-
nisterin weiter.

Die Landesregierung
richte ihre Politik nicht an
der wirtschaftlichen Inter-
essenlage einzelner Leis-
tungserbringer aus,sondern


